Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2829 


Vorblatt 


Rechtsstellung und Ausbildung der deutschen Beamten 
für internationale Aufgaben 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die Rechtsstellung und Ausbildung der deutschen Beamten für 
internationale Aufgaben war bereits mehrfach Gegenstand der 
Beratungen im Deutschen Bundestag (vgl. Beschlüsse des Deut- 
schen Bundestages vom 24. März 1966, 26. Juni 1968 und 
2. Juli 1969). 


B. Lösung 

Der vom Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesminister 
des Auswärtigen am 19. November 1970 vorgelegte Bericht 
wurde von den beteiligten Ausschüssen gebilligt Die Aus- 
schüsse halten eine erneute Berichterstattung bis zum 31. De- 
zember 1972 für erforderlich. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird durch die erneute Berichtspflicht nicht 
nennenswert belastet. 
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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2829 


Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den Bericht des Bundesministers des Auswärtigen vom 

19. November 1970 

— Drucksache VI/1465 — 

betr. Rechtsstellung und Ausbildung der deutschen Beamten 
für internationale Aufgaben 


A. Bericht des Abgeordneten Biechele 


Der vom Parlamentarischen Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen mit Datum vom 
19. Novemiber 1970 erstattete Bericht wurde gemäß 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung mit Schreiben des 
Bundestagspräsidenten vom 2. Dezember 1970 zur 
Federführung an den Innenausschuß und zur Mit- 
beratung an den Auswärtigen Ausschuß sowie an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und 
den Haushaltsausschuß überwiesen. Der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung hat in seiner Sitzung 
vom 21. Januar 1971 empfohlen, den Bericht zu- 
stimmend zur Kenntnis zu nehmen. Einen gleichlau- 
tenden Beschluß faßte der Auswärtige Ausschuß in 
seiner Sitzung am 25. März 1971. Der Innenausschuß 
hat den Bericht in seiner Sitzung am 14. Oktober 1971 
vorbehaltlich der zu diesem Zeitpunkt noch ausste- 
henden Stellungnahme des Haushaltsausschusses ab- 
schließend beraten. Er hat den Bericht ebenfalls zu- 
stimmend zur Kenntnis genommen und beschlossen, 
dem Bundestag vorzuschlagen, die unter B. vorge- 
legten Entschließungsanträge zu billigen. Der Haus- 
haltsausschuß schloß sich in seiner Sitzung am 
11. November 1971 dem Votum des Innenausschus- 
ses an. 


Der Ausschuß hält es für notwendig, daß dem im 
Bericht genannten interministeriellen Ausschuß 
nicht nur Vertreter derjenigen Bundesministerien, 
die mit internationalen Organisationen befaßt sind, 
sondern auch Vertreter der Verwaltungen der in 
§ 176 des Bundesbeamtengesetzes genannten Ver- 
fassungsorgane angehören. Die Erweiterung dieses 
Ausschusses bedingt dann nach Auffassung des 
Innenausschusses auch seine Umbenennung. 

Der Ausschuß hält es weiterhin für erforderlich, 
daß die Bundesregierung alles in ihrer Macht Ste- 
hende unternimmt, um sicherzustellen, daß die im 
internationalen Bereich zu besetzenden Stellen den 
interessierten Bediensteten auch tatsächlich bekannt 
werden. 

Im Ausschuß wurde erneut die Frage aufgewor- 
fen, in welchem Verhältnis die finanzielle zur per- 
sonellen Beteiligung der Bundesrepublik an inter- 
nationalen Organisationen zwischenzeitlich steht. 
Die Bundesregierung soll deshalb gebeten werden, 
hierüber in ihrem nächsten Bericht, den sie nach 
Meinung des Ausschusses zum 31. Dezember 1972 
vorlegen sollte, zu berichten. 


Bonn, den 12. November 1971 


Biechele 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, ' 

1. den Bericht — Drucksache W 1465 — zustimmend | 
zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

a) an dem Ausschuß, der sich mit allen grund- 
sätzlichen Fragen der deutschen Personalbe- 
teiligung an internationalen Organisationen | 
befaßt, auch Vertreter der Verwaltungen der | 
in § 176 des Bundesbeamtengesetzes genann- ; 
ten Verfassungsorgane zu beteiligen, | 


b) alle Möglichkeiten wahrzunehmen, damit die 
für internationale Aufgaben geeigneten Be- 
diensteten von der Zentralstelle für Arbeits- 
vermittlung erfaßt und ihnen die zu besetzen- 
den Stellen rechtzeitig bekannt werden, 

c) dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezem- 
ber 1972 erneut zu berichten und hierbei auch 
auf das Verhältnis der finanziellen zur per- 
sonellen Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland an internationalen Organisatio- 
nen, und zwar aufgegliedert nach den einzel- 
nen Organisationen, zu berücksichtigen. 


Bonn, den 12. November 1971 


Der Innenausschuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Biechele 

Berichterstatter 



